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Bedeutsame Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts zum islamischen Religionsunterricht 
unterstützt Pluralisierung der Angebote von Bekenntnisunterricht an öffentlichen Schulen 
 
� Pressemitteilung des BVerwG vom 23. Februar 2005 
� dpa- und epd-Meldung vom 24. Februar 2005 
� ehem. Bundesverfassungsrichter zum „Wettbewerb der Religionen“ (Wiesbadener Tagblatt v. 25. Februar 2005 
 (dass auch nichtreligiöse Weltanschauungen an einem solchen Wettbewerb teilhaben können müssen, scheint noch nicht bewußt zu 

sein / G. Eggers) 

Pressemitteilung des Bundesverwaltungsgerichts 
Nr. 9/2005: BVerwG 6 C 2.04 23.02.2005 
 
Einführung von islamischem Religionsunterricht an öffentlichen Schulen 
 
Das Bundesverwaltungsgericht hat heute über die Einführung von islamischem Religionsunterricht an öffentlichen Schulen 
im Land Nordrhein-Westfalen entschieden.  
Die beiden Kläger sind Dachverbände in Form eingetragener Vereine, in welchen jeweils zahlreiche islamische Vereine mit 
bundesweitem oder regionalem Tätigkeitsbereich zusammengeschlossen sind. Sie verlangen vom beklagten Land die Ein-
führung islamischen Religionsunterrichts in den öffentlichen Schulen. Das Verwaltungsgericht hat die Klage abgewiesen. 
Das Oberverwaltungsgericht hat die Berufung im Wesentlichen mit der Begründung zurückgewiesen, bei den Klägern han-
dele es sich nicht um Religionsgemeinschaften im Sinne von Art. 7 Abs. 3 des Grundgesetzes (GG), weil sie keine Vereini-
gungen von natürlichen Personen seien und bei ihnen eine umfassende Pflege religiöser Angelegenheiten nicht stattfinde.  
Dem ist der 6. Senat des Bundesverwaltungsgerichts in seinem heutigen Urteil nicht gefolgt. Nach Art. 7 Abs. 3 Satz 1 GG 
ist der Religionsunterricht in den öffentlichen Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien Schulen ordentliches Lehrfach. 
Art. 7 Abs. 3 Satz 2 GG bestimmt weiter, dass unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechtes der Religionsunterricht in Ü-
bereinstimmung mit den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften erteilt wird. Durch diese Regelung wird den Religions-
gemeinschaften ein Rechtsanspruch gegen den Staat auf Einführung von Religionsunterricht an seinen Schulen eingeräumt. 
Unter Religionsgemeinschaft ist dabei ein Verband zu verstehen, der die Angehörigen eines Glaubensbekenntnisses oder 
mehrerer verwandter Glaubensbekenntnisse zur allseitigen Erfüllung der durch das gemeinsame Bekenntnis gestellten Auf-
gaben zusammenfasst. Weil das Glaubensbekenntnis eine höchstpersönliche Angelegenheit ist, muss eine Gemeinschaft auf 
natürliche Personen zurückzuführen sein, um als Religionsgemeinschaft angesehen werden zu können. Die Voraussetzun-
gen einer Religionsgemeinschaft können auch bei einem mehrstufigen Verband (Dachverbandsorganisation) erfüllt sein, in 
welchem die Gläubigen auf der örtlichen Ebene Vereine gebildet haben, die sich zu regionalen Verbänden zusammenge-
schlossen haben, welche wiederum einen landes- oder bundesweiten Verband gegründet haben. In einem solchen Fall bil-
den die Konfessionsangehörigen, die sich zum Zwecke gemeinsamer Religionsausübung in lokalen Vereinen zusammenge-
schlossen haben, die für das Bestehen einer Religionsgemeinschaft unentbehrliche personale Grundlage. Die allseitige Er-
füllung der durch das gemeinsame Bekenntnis gestellten Aufgaben erfolgt arbeitsteilig auf den verschiedenen Ebenen des 
Verbandes. Ein Dachverband ist freilich nicht bereits dann Teil einer Religionsgemeinschaft, wenn sich die Aufgabenwahr-
nehmung auf seiner Ebene auf die Vertretung gemeinsamer Interessen nach außen oder auf die Koordinierung von Tätigkei-
ten der Mitgliedsvereine beschränkt. Vielmehr ist darüber hinaus erforderlich, dass für die Identität einer Religionsgemein-
schaft wesentliche Aufgaben auch auf der Dachverbandsebene wahrgenommen werden. Ferner muss die Tätigkeit des 
Dachverbands in der Weise auf die Gläubigen in den örtlichen Vereinen bezogen sein, dass sie sich als Teil eines gemein-
samen, alle diese Gläubige umfassenden Glaubensvollzugs darstellt. Hieran kann es fehlen, wenn dem Verband im erhebli-
chen Umfang Mitgliedsvereine angehören, die religiöse Aufgaben nicht oder nur partiell erfüllen.  
Ob die Kläger nach diesem Maßstab als Religionsgemeinschaften anzusehen sind, konnte der Senat anhand der vom Ober-
verwaltungsgericht getroffenen Feststellungen nicht abschließend beurteilen. Zwar kommen die Mitglieder der auf der örtli-
chen Ebene bestehenden Moscheevereine als personale Zentren einer Religionsgemeinschaft in Betracht. Es ist jedoch bis-
lang nicht hinreichend geklärt, ob die beiden Gesamtverbände nicht durch andere, auf berufsmäßiger oder sozialer Grundla-
ge bestehende Mitgliedsverbände der Kläger geprägt werden. Gleiches gilt für die Frage, ob die klagenden Dachverbände 
über die bloße Interessenvertretung oder Aufgabenkoordinierung hinaus wesentliche durch die gemeinsamen religiösen 
Überzeugungen gestellte Aufgaben selbständig gestalten. Schon aus diesem Grunde musste das angefochtene Urteil aufge-
hoben und die Sache an das Oberverwaltungsgericht zur erneuten Verhandlung und Entscheidung zurückverwiesen werden. 
Sollte dieses nach entsprechender Sachaufklärung den Klägern den Charakter von Religionsgemeinschaften zuerkennen, so 
wird es weiter zu prüfen haben, ob die Kläger als Partner eines vom Staat veranstalteten Religionsunterrichts deswegen 
ausscheiden, weil gegen ihre Eignung wie vom beklagten Land geltend gemacht unter dem Gesichtspunkt der Verfassungs-
treue Bedenken bestehen. Maßstab sind dabei insbesondere die in Art. 79 Abs. 3 GG in Bezug genommenen Grundsätze der 
Menschenwürde und des demokratischen Rechtsstaats. Die Einhaltung dieser Grundsätze kann der Staat von Religionsge-
meinschaften erwarten, die mit ihm bei der religiösen Unterweisung von Schulkindern zusammenarbeiten wollen.    
BVerwG 6 C 2.04 – Urteil vom 23. Februar 2005  

 

http://www.bundesverwaltungsgericht.de/enid/ba0982d7c5b24e3b3f032af521fa2635%2Cb27a84617a092d094256657277472036204320322e3034/Spezialseiten/Verwandte_Dokumente_ax.html


2

Bundesgericht hebt Münsteraner OVG-Urteil zu Islam-Unterricht auf 
 
Die Entscheidung über islamischen Religionsunterricht an deutschen Schulen ist weiter offen. Das Bundesverwaltungsgericht 
in Leipzig hob am Mittwoch das Urteil des Oberverwaltungsgerichts Münster (OVG) auf, das keinen Anspruch auf einen 
solchen Unterricht in Nordrhein-Westfalen vorsah. Gleichzeitig verwiesen die obersten Richter den Fall zurück nach Münster, 
weil ihnen die Urteilsbegründung des OVG nicht stichhaltig genug erschien. Eine inhaltliche Bewertung nahm das 
Bundesgericht nicht vor.  
Das OVG muss nun noch einmal entscheiden, ob die beiden klagenden Verbände, der Zentralrat der Muslime sowie der 
Islamrat, als Religionsgemeinschaften anzusehen sind. Laut Grundgesetz haben Religionsgemeinschaften einen Rechtsan-
spruch gegen den Staat auf Einrichtung von Religionsunterricht. Der Zentralrat der Muslime sowie der Islamrat für die 
Bundesrepublik Deutschland hatten gemeinsam gegen das Land Nordrhein-Westfalen geklagt.  
Das OVG hatte die beiden klagenden Verbände in seinem Urteil von Dezember 2003 nicht als Religionsgemeinschaften 
eingestuft, da bei ihnen keine Pflege religiöser Angelegenheiten stattfinde. Die Dachverbände würden keine identitätsprägen-
den religiösen Funktionen übernehmen. Außerdem hätten sie keine natürlichen Mitglieder.  
Diese Auffassung wiesen die Leipziger Richter zurück. Auch Dachverbandsorganisationen könnten die Voraussetzungen für 
Religionsgemeinschaften bilden, wenn Gläubige auf lokaler Ebene die unentbehrliche Grundlage bildeten. Die Richter in 
Münster müssen nun auch genau die Struktur der einzelnen Dachverbände unter die Lupe nehmen. Religiöse Aufgaben 
müssten bei diesen im Mittelpunkt stehen. Das OVG muss nun prüfen, ob Dachverbände nicht durch Mitgliedsorganisationen 
mit sozialen, kulturellen oder beruflichen Schwerpunkten geprägt würden.  
Außerdem haben die Richter in Münster zu überprüfen, ob die beiden klagenden Dachverbände über die bloße Interessenver-
tretung hinaus auch gemeinsame religiöse Überzeugungen selbstständig gestalten. Dies habe das OVG versäumt, urteilten die 
Leipziger Richter.  
Sollte das OVG zu der Entscheidung kommen, dass es sich um Religionsgemeinschaften handelt, muss es in einem weiteren 
Schritt prüfen, ob die Verbände als Partner des Staates für den Religionsunterricht auftreten können oder ob es unter dem 
Gesichtspunkt der Verfassungstreue Bedenken gibt.  
In einer ersten Reaktion sprach der Vertreter der Kläger, Janbernd Oebbecke, von einem «zwei Drittel Erfolg». «Wir sind 
zufrieden, auch wenn wir keinen endgültigen Durchbruch erreicht haben», sagte er nach der Urteilverkündung. Beide Seiten, 
das Land Nordrhein-Westfalen und die Kläger, müssten nun ihre Schlüsse zeihen. So gelte es für die muslimischen Verbänden, 
ihre Mitgliederstruktur genau zu überprüfen.  
Die nordrhein-westfälische Schulministerin Ute Schäfer (SPD) erklärte zu der Entscheidung: «Wir wollen islamischen 
Schulunterricht.» Muslimische Kinder hätten das Recht darauf. Deshalb habe NRW auch das Fach Islamkunde auf Deutsch 
eingeführt, das inzwischen an 120 Schulen angeboten werde. Schäfer: «Um aber im verfassungsrechtlichen Sinne einen 
Religionsunterricht einführen zu können, also ein Fach, dass zum Glauben hin erzieht und das nicht nur - wie die Islamkunde - 
über den Glauben informiert, brauchen wir aus rechtlichen Gründen zwingend eine islamische Religionsgemeinschaft als 
Ansprechpartner. Unserer Auffassung nach nehmen sowohl der Islamrat als auch der Zentralrat der Muslime nur eingeschränkt 
religiöse Aufgaben wahr und sind in erster Linie Interessensvertretungen einer Minderheit der in Deutschland lebenden 
Muslime.»  
Die NRW-CDU sieht sich durch das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts in ihrer Auffassung bestätigt, dass der Rechtsstreit 
um den islamischen Religionsunterricht politisch gelöst werden müsse. «Hier ist die Landesregierung seit Jahren in der 
Verantwortung, aber sie unternimmt nichts, um statt der verfassungsrechtlich problematischen islamischen Unterweisung 
endlich einen regulären islamischen Religionsunterricht einzuführen», sagte der migrationspolitische Sprecher der CDU-
Fraktion, Thomas Kufen.   dpa (Quelle: anwalt.tv am 24.02.2005) 
 

Rechtsstreit um Islam-Unterricht geht weiter. Bundesgericht hebt Urteil der Vorinstanz auf 
 

EPD LEIPZIG, 23. Februar. Der Rechtsstreit um die Einführung des Islam-Unterrichts als ordentliches Lehrfach in Nordrhein-
Westfalen geht weiter. Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig verwies die Klage zweier muslimischer Dachverbände am 
Mittwoch zurück an das Oberverwaltungsgericht in Münster. Dieses müsse klären, ob der Zentralrat der Muslime und der 
Islamrat tatsächlich religiös geprägte Mitgliedsvereine repräsentieren oder dort andere Interessen dominieren. Erst danach 
könne endgültig entschieden werden. (BverwG 6 C 2.04) 
Weil das Glaubensbekenntnis eine höchstpersönliche Angelegenheit sei, müsse eine Gemeinschaft auf "natürliche Personen 
zurückzuführen sein, um als Religionsgemeinschaft angesehen werden zu können", urteilten die Bundesrichter. Diese 
Voraussetzungen könne auch ein in Orts-, Regional- und Landesebenen gegliederter Dachverband erfüllen. 
Damit korrigierten die Bundesrichter einen vorangegangenen Beschluss des Oberverwaltungsgerichtes Münster, das die beiden 
Verbände als politische Vereine eingestuft hatte. Bereits in der mündlichen Verhandlung hatte der Vorsitzende Richter Franz 
Bardenhewer Parallelen zur Evangelischen Kirche in Deutschland gezogen, in der unierte, reformierte und lutherische 
Landeskirchen organisiert sind. 
Lokale Religionsvereine seien zwingende Voraussetzung, um einen Dachverband als Religionsgemeinschaft anerkennen zu 
können. Dieser dürfe aber nicht "im erheblichen Umfang" Mitgliedsvereine haben, "die religiöse Aufgaben nicht oder nur 
partiell erfüllen". In der mündlichen Verhandlung hatten die Vertreter des Landes Nordrhein-Westfalen bezweifelt, dass etwa 
ein Verein somalischer Frauen religiöse Zwecke verfolge. 
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Verfassungstreue prüfen 
 

Um letztlich für den Religionsunterricht als Partner in Frage zu kommen, müsse eine Religionsgemeinschaft auch verfassungs-
treu sein und die Grundsätze der Menschenwürde und des demokratischen Rechtsstaates anerkennen. Dies müsse der Staat für 
eine Zusammenarbeit bei der religiösen Erziehung von Schulkindern erwarten dürfen, so die höchsten deutschen Verwaltungs-
richter. 
Beide Seiten werteten in ersten Reaktionen das Urteil als Erfolg. "Auch Dachverbände erfüllen die Anforderungen für 
Religionsgemeinschaften", sagte Ayyub Axel Köhler, Generalsekretär des klagenden Zentralrates der Muslime. Dem 
Oberverwaltungsgericht Münster sei aufgegeben worden, die Struktur der Dachverbände genau zu durchleuchten, sagte der 
Prozessvertreter des Landes Nordrhein-Westfalen. 
Bereits in dem bisherigen Verfahren waren auch Unterlagen des Verfassungsschutzes einbezogen worden. (epd) 
 (Quelle: Berliner Zeitung v. 24.02.2005) 
 

Wiesbadener Tagblatt v. 25. Februar 2005 
 
Ein offener Wettbewerb der Religionen  
Kreuz oder Kopftuch - Hans-Joachim Jentsch zum strittigen Verhältnis von Staat und Religion  
 

Der ehemalige Wiesbadener Oberbürgermeister und Verfassungsrichter Dr. Hans-Joachim Jentsch will keine strikte Trennung 
von Religion und Staat. Allerdings warnt er vor der Illusion, die privilegierte Stellung als halbstaatliche Organisationen sei auf 
Dauer den christlichen Kirchen vorbehalten. Jentsch erwartet einen offenen, aber fairen Wettbewerb der Religionen - auf der 
Suche nach den Werten, die die politische Ordnung untermauern und mit Leben füllen.  
 

Von unserem Mitarbeiter Christian Albers 
 

"Die Gleichstellung der Frau steht schon sehr lange in deutschen Verfassungen", argumentiert Dr. Hans-Joachim Jentsch in 
einem Vortrag zum Thema "Staat und Religion" im Pfarrsaal der St. Mauritius-gemeinde. Real wirksam werde sie aber erst, 
seit sie als Wert in der Gesellschaft verbreitet sei. Eine Verfassung ohne zugrundeliegende Werte bleibe wirkungslos. Deshalb 
sei ein laizistischer Staat - wie etwa in Frankreich - nicht wünschenswert, in dem Staat und Kirche vollständig getrennt seien. 
"Das Grundgesetz darf nicht nur Organisationskonstrukt sein", fordert er. "Es ist eine Werteordnung - und die Werte kommen 
wesentlich aus der Religion."  
 

Das Problem der Spannung zwischen Staat und Religion, so der Bundesverfassungsrichter, werde an der Entscheidung zum 
Kopftuch deutlich: Dabei gehe es darum, ob jemand seinen Glauben bekennen dürfe - in einer bestimmten Situation, hier in der 
Rolle des Staatsdieners. "Die religiöse Überzeugung ist vorbehaltlos geschützt", stellt Jentsch klar. "Aber das Grundgesetz 
sieht vor: Wenn andere geschützte Werte in Spannung zur Ausübung kommen, dann muss abgewogen werden."  
 

Dazu fragt eine Frau mit Kopftuch: "Wenn in Artikel 33 des Grundgesetzes steht, dass man keinen Nachteil aus seiner 
Religionszugehörigkeit haben darf: Warum gibt es dann doch so viele Einschränkungen, zum Beispiel bei den Lehrerinnen?"  
 

Niemand, betont der Jurist, dürfe wegen seiner Religion ausgeschlossen werden. "Man muss aber auch für ein Amt geeignet 
sein. Und dabei kann die neutrale Ausübung eines Amtes ganz wichtig sein." Was zum Beispiel der Fall sei, wenn jemand für 
den Staat als Lehrer vor die Kinder trete.  
Im Falle des Kopftuchstreits müsse man fragen: "Gibt es Grundrechte anderer Beteiligter, etwa der Kinder und der Eltern, 
nicht mit dieser Religion konfrontiert zu werden?"  
Die Mehrheit der Verfassungsrichter, erläutert Jentsch, habe entschieden: "Für dieses Problem muss eine generelle Regelung 
getroffen werden - und zwar vom Gesetzgeber."  
Allerdings ist er mit der daraufhin beschlossenen gesetzlichen Regelung in Baden-Württemberg nicht gerade glücklich: Das 
Schulgesetz dort verbiete nun äußerliche Bekundungen religiöser Überzeugungen - die Darstellung christlicher Werte und 
Traditionen aber sei erlaubt. Er sieht darin nicht etwa einen Triumph des christlichen Glaubens, sondern eher dessen Ende: 
"Wenn christliche Symbole nur noch Traditionen sind, sind sie zugelassen - aber nicht mehr als Ausdruck von religiösen 
Überzeugungen."  
Durch solche Regelungen werde ein Konflikt zwischen religiösem Gewissensbefehl und Gesetzestreue provoziert, warnt 
Jentsch. "Es ist uns aufgegeben, weltliche Ordnung und religiöse Verpflichtungen in Einklang zu bringen." Die Trennung 
dieser Sphären löse das Problem nicht, sondern verschärfe sie vielleicht sogar.  
 

Dass die Werte einer Gesellschaft, auf denen auch die Verfassung und die Gesetze fußen, religiös geprägt seien, könne auch in 
Zukunft so bleiben: "Wo sollen die Werte denn sonst herkommen", fragt er. "Aus der Globalisierung oder der Maximierung 
von Gewinnen wird gewiss keine Werteordnung entstehen." Der Staat müsse also darauf hören, was den Religionen wichtig sei 
- und dafür die formalen Räume schaffen.  
 

"Staat und Kirche", fährt er fort, "wirken dabei auf einander ein, haben aber ein gewisses Maß an Selbständigkeit." Das sei ein 
Kompromiss bei der Weimarer Verfassungsgebung gewesen, der auch bei unserem Grundgesetz von 1949 so übernommen 
worden ist. Zum Beispiel ist in der Präambel des Grundgesetzes die Rede von einer Verantwortung vor Gott. "Heute wäre es ja 
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durchaus möglich, dass deutsche Staatsbürger anderen Glaubens unter diesem Gott ihren Gott verstehen." Dennoch würden 
diese und andere Stellen in der Verfassung oft als Argument für eine Privilegierung des Christentums interpretiert.  
 

"Doch diese Entscheidungen von 1949 und 1919", verlangt Jentsch, "müssen im Lichte des heutigen Zeitgeists ausgelegt 
werden. Begriffe kriegen durch den Geist der Zeit einen anderen Inhalt." Hier finde die wahre Auseinandersetzung statt: 
"Welcher Geist setzt sich durch, wenn Gesetze gemacht werden?"  
Wie weit eine solche, am Zeitgeist orientierte Neuinterpretation gehen kann, macht er drastisch deutlich: "Es kann nicht mehr 
aus der Tradition heraus abgesichert sein, dass bestimmte Religionen bevorzugt werden." Und so sei auch die öffentlich-
rechtliche Stellung der christlichen Kirchen kein ehernes Privileg. Ein Beispiel: "Wenn es christlichen Unterricht an deutschen 
Schulen geben kann, dann kann es auch islamischen Religionsunterricht dort geben."  
 

"Wer darauf hofft, dass der Staat bestimmten Religionen einen Vorteil sichert", sagt er ernst, "der geht den falschen Weg: Es 
geht darum, im Wettbewerb der Religionen gemeinsame Werte herauszubilden." Diesem Wettbewerb könne nicht ausgewi-
chen werden.  "Wer sich durchsetzen will, muss die Menschen erreichen und darf nicht darauf hoffen, dass ihm staatliche 
Pfründe erhalten bleiben."  
 

Als Mitglied einer christlichen Gemeinde könne er seine Glaubensgenossen nur ermutigen: "Nun, dann mal auf, damit das 
Christentum in diesem Land eine Zukunft hat!" 
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